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KundmachungKundmachung
vom 13. Juni 2000

des Beschlusses Nr. 83/1999 des Gemeinsamendes Beschlusses Nr. 83/1999 des Gemeinsamen
EWR-AusschussesEWR-Ausschusses

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 25. Juni 1999
Zustimmung des Landtags: 21. Oktober 1999

Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 1. Juli 2000

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom 17. April
1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom 22. März 1995,
LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung im Anhang den Beschluss Nr. 83/
1999 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses kund.

Der vollständige Wortlaut der EWR-Rechtsvorschriften, auf die im
Beschluss Nr. 83/1999 Bezug genommen wird, wird in der EWR-Rechts-
sammlung kundgemacht. Die EWR-Rechtssammlung steht in der Regie-
rungskanzlei zu Amtsstunden sowie in der Landesbibliothek zur Einsicht-
nahme zur Verfügung.

Fürstliche Regierung:
gez. Dr. Mario Frick
Fürstlicher Regierungschef
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AnhangAnhang

Beschluss des Gemeinsamen EWR-AusschussesBeschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses

Nr. 83/1999Nr. 83/1999
vom 25. Juni 1999

zur Änderung des Protokolls 37 und des Anhangszur Änderung des Protokolls 37 und des Anhangs
XI (Telekommunikationsdienste) zum EWR-XI (Telekommunikationsdienste) zum EWR-

AbkommenAbkommen

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss -

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, geän-
dert durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum, nachstehend "Abkommen" genannt, insbesondere
auf die Art. 98 und 101,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Das Protokoll 37 zum Abkommen wurde durch den Beschluss des Gemein-
samen EWR-Ausschusses Nr. 74/1999 vom 28. Mai 1999 geändert.

Anhang XI des Abkommens wurde durch den Beschluss des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses Nr. 37/1999 vom 30. März 1999 geändert.

Da in Anhang XI Rechtsakte zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten aufgenommen werden können, sollten
die Untertitel aus Gründen der Transparenz entsprechend ergänzt werden.

Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr1 ist in das
Abkommen aufzunehmen; Kapitel IV jener Richtlinie ist für die Zwecke des
Abkommens anzupassen.

Damit das gute Funktionieren des Abkommens, insbesondere in Bezug auf
die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer, sichergestellt
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ist, ist das Protokoll 37 zum Abkommen auf die mit der Richtlinie 95/46/
EG eingesetzte Gruppe für den Schutz von Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten zu erstrecken und Anhang XI des Abkommens
dahingehend zu ändern, dass die Verfahren für die Beteiligung an dieser
Gruppe festgelegt werden -

beschliesst:

Art. 1

In Protokoll 37 zum Abkommen wird nach Nummer 12 (Kontaktaus-
schuss Fernsehtätigkeit) folgende Nummer eingefügt:
"13. Gruppe "Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezo-

gener Daten" (Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates)".

Art. 2

In Anhang XI des Abkommens wird nach Nummer 5d (Richtlinie 97/
67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) folgender Wortlaut
eingefügt:

"Datenschutz
5e. 395395 LL 0046:0046: Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr
(ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

Die Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden
Anpassungen:
a) Die Vertragsparteien tauschen im Gemeinsamen EWR-Ausschuss die

in Art. 25 Abs. 3 und Art. 26 Abs. 3 Unterabs. 1 genannten Informa-
tionen aus.

b) Beabsichtigt die Kommission, Massnahmen gemäss Art. 25 Abs. 4
und 6, Art. 26 Abs. 3 Unterabs. 2 oder Abs. 4 nach dem Verfahren
des Art. 31 zu erlassen, so werden die EFTA-Staaten auf dieselbe
Art und Weise unterrichtet wie die EU-Mitgliedstaaten. Teilt die
Kommission dem Rat gemäss Art. 31 Massnahmen mit, werden die
EFTA-Staaten rechtzeitig von einem solchen Verfahren unterrichtet.
Alle gemäss Art. 31 erlassenen Massnahmen werden den EFTA-
Staaten auf dieselbe Art und Weise mitgeteilt wie den EU-Mitglied-
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staaten. In Erwartung eines Beschlusses des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses, diese Massnahmen in das Abkommen aufzunehmen,
obliegt es den EFTA-Staaten zu entscheiden, ob sie diese gemäss
Art. 31 erlassenen Massnahmen anwenden, und die Kommission vor
Inkrafttreten dieser Massnahmen entsprechend zu unterrichten.

Hat ein EFTA-Staat keine Entscheidung getroffen, so wendet er die
gemäss Art. 31 angenommenen Massnahmen zum gleichen Zeitpunkt
an wie die EU-Mitgliedstaaten.

Kann im Gemeinsamen EWR-Ausschuss innerhalb von zwölf
Monaten nach dem Inkrafttreten der Massnahmen gemäss Art. 31
keine Einigung über die Aufnahme dieser Massnahmen in das EWR-
Abkommen erzielt werden, so können die EFTA-Staaten jegliche
Anwendung dieser Massnahmen aussetzen; sie unterrichten die
Kommission unverzüglich davon.

Die anderen Vertragsparteien beschränken oder untersagen abwei-
chend von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie den freien Verkehr perso-
nenbezogener Daten in diejenigen EFTA-Staaten, welche die Mass-
nahmen gemäss Art. 31 nicht anwenden, auf dieselbe Art und Weise
wie diese Massnahmen die Übermittlung dieser Daten in ein Dritt-
land verhindern.

c) Unbeschadet etwaiger Verhandlungen der Kommission gemäss Art.
25 Abs. 5 kann ein EFTA-Staat Verhandlungen im eigenen Namen
aufnehmen. Die Kommission und die EFTA-Staaten halten einander
auf dem laufenden und nehmen auf Antrag einer der Vertragsparteien
Beratungen innerhalb des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vor.

Verfahren für die Beteiligung Liechtensteins, Islands und Norwegens
nach Art. 101 des Abkommens:

Jeder EFTA-Staat kann gemäss Art. 29 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richt-
linie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates einen
Vertreter der von jedem EFTA-Staat eingesetzten Kontrollstelle(n)
benennen, der an den Sitzungen der Gruppe "Schutz von Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten" als Beobachter ohne
Stimmrecht teilnimmt.

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften teilt den Teil-
nehmern rechtzeitig die Sitzungstermine der Gruppe mit und über-
mittelt ihnen alle zweckdienlichen Informationen."

Art. 3
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Der Wortlaut der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates in isländischer und norwegischer Sprache, der den jeweiligen
Sprachfassungen dieses Beschlusses beigefügt ist, ist verbindlich.

Art. 4

Dieser Beschluss tritt am 26. Juni 1999 in Kraft, sofern dem Gemein-
samen EWR-Ausschuss alle Mitteilungen nach Art. 103 Abs. 1 des Abkom-
mens vorliegen.

Art. 5

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und im EWR-Supplement
des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.

Brüssel, den 25. Juni 1999

(Es folgen die Unterschriften)
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1 ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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